
Bundessozialgericht
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-,

Verkündet

am 10° Sept° 1971

I m N a m e n d e 3 V o l k e s

U r t e i l

“in dem Rechtsstreit

° 0 o o o o o o o a o o o o o o o o o o o o o o

Kläger und Revisionsbeklagter‚v

Pr02eßbevollmächtigter:
„ c ; ° 5 „ „ 9 °

; „ „

'g e g e n

Beklagte und Revisionsklägerin°

Der 5„ Senat des Bundessozialäerichts hat auf
die mündliche Verhandlung am 100 September 1971

durch "' ' ' '

‚Senatspräsident Dr„ D a p p r i c h
'

_ — Vorsitzender —‚
Buhdesrichter *. S c h r ö d e r ‚
Bundesrichter R a u s 0 h e r ‚
Bundessozialrichter G r a e f

_
und

0 l f fBundessozialrichter W

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil

des Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen

vom 290 April 1969 aufgehoben°

Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und

EntScheidung an das Landessozialgericht zurück—

verwiesen° ' ' ' '
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AStreitig ist, ob die Beklagte als Trägerin der gesetzlichen

_Unfallversicherung dem Kläger ab 20? Juli 1965 Verletzten—

geld (@ 560 Reichsversicherungsordnung —RVO—) zu zahlen hat°

Der am 90 Mai 1910
geborene

Kläger erhält von der Beklagten

seit dem Jahre 1956 wegen einer Staublungenerkrankung (Be—

rufskrankheit nach Nro 27 a der Anlage
zur Fünften Berufs-

krankheiten—Verordnung —BKVO—) Rente aus der gesetzlichen
Unfallversicherung° Diesawurde zunächst nach einer Minde—

rung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 30 voHo‚ ab 5° Novem—
ber 1960 nach einer MdB um 40 VOH; und wird seit dem 280 De—

zember 1964 nach einer MdB um 50 VOH„ gezahlt° Die Renten—

erhöhung ab 28° Dezember 1964 beruht auf einem Gutachten
des Facharztes für innere Krankheiten Dr° J;j wj vom

19° Januar 1965° Dieser hatte eine Verschlimmerung der

Berufskrankheit festgestellt, die Lungenverdichtungen,

insbesondere die schwieligen Veränderungen in den seit—

lichen oberen Lungenhälften, hatten zugenommen, und es
V

bestand eine-Kurzatmigkeit in Ruhe°

Das Gutachten von Dr° J■jjjj;vom 19° Januar 1965 leitete‘

die Beklagte der Zeche des Klägers
zu° Darauf wurde auf—

grund der Bergverordnung für die Steinkohlenbergwerke im

Verwaltungsbezirk des Oberbergamts Dortmund vom 18° De2em—

ber 1964 (BVOSt) die Weiterbeschäftigung des Klägers als
Schachtsteiger im Untertagebetrieb untersagt, um eine wei—

tere Verschlimmerung der Berufskrankheit zu verhindern°

Nach seinen Angaben ist der Kläger am 20° März 1965 das'

letzte Mal eingefahren und hatte dann seinen Tarifurlaub

vom 210 März bis zum 190 April 1965 genommen, als er am
200 März 1965 von der Zeche erfuhr9 daß er nicht mehr ein—

fahren dürfeo Am 20„ April 1965 suchte er den praktischen
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Arzt Dr„ Ka:t■ auf, der ihn wegen Silikose arbeitsunfähig
-krank schrieb° Dr° Kztzzurichtete ein Formularschreiben

an die Beklagte, in dem es u„a„ heißt: “ "

1) Wiedererkrankung mit Arbeitsunfähigkeit°
Der Obengenannte ist am 2004°65 an der anerkannten
Berufskrankheit erkrankt° Er ist arbeitsunfähig

als Schachtsteiger° Krankheitsbezeichnung:

Silikoseo Versehlimmerung besteht in (objektiver
Befund): Go hat Grubenverbot, er darf seine

Tätigkeit als Sohachtsteiger nicht mehr aus—
führen° ’

Die Beklagte ließ darauf den Kläger am 10° Mai 1965 er—
neut von dem Facharzt für innere Krankheiten Dr° {31“ &}
untersuchen, der zu_folgender Beurteilung kamzei ' JÜ%’

Die heutige Untersuchung hat.keineVérschlimme—w ”
rung der Berufekrankheit des Ge ergeben°

_Gegenüber Januar 1965 haben die Lungenver— .;

dichtungen keine weitere Zunahme erfahren° 3„„

Auch Sehichtaufnahmen zeigen weder zusätz—ii]

liche Verd10htungen noch Zerfallserscheinun— &

geno Klinisch ist wie bei dem Vorgutachten;„
eine normale Blutsenkung und ein gutes Alle

gemeinbefinden hervorzuheben° Katarrhalische
Erscheinungen über den Lungen liegen nicht

__
voro Der Herz— und Kreislaufbefund entspricht.
dem Vorgutachten° Bei gleichbleibendem röntgeno—

logischen Befund ist eine Zunahme der Beein—
._'trächtigung der Lungen— und Herzfunktion durch

die Berufskrankheit nicht anzunehmen° Ich halte

die bisherige 30%ige Rente weiterhin für aus—.
re10hendo Arbeitsunfähigkeit infolge der Be—

rufsunfähigkeit liegt nicht vor° G° dürfte im
' Rahmen seiner 50%igen Rente noch für Übertage—

' tätigkeiten tauglich seino
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' Der behandelnde Arzt Dro K■jä■ erklärte in einem Schreiben
vom 190 Juni'1965: "Ich schließe mich dem Gutachten des

Facharztes Dr° Jä:13ü_dahingehend an, daß ich eine 50%ige-

'_ Rente auch weiterhin für ausreichend halte° Arbeitsunfähigé

' keit im Sinne der Krankenversicherung liegt selbstverständ—

lich weiterhin vor, da Herr G„ auch nach Ansicht des Fach—

arztes Dr„ J 3123 nicht mehn arbeitsfähig ist für seine

zuletzt_ausgeübte Tätigkeit als Grubensteiger; sondern nur

noch für eine Übertagetätigkeito." '

Auf der Rückseite dieses Schreibens befindet sich folgender

daß der Versicherte einen Antrag auf Gewährung der Knapp—'

schaftsrente wegen Berufsuhfähigkeit gestellt habe° Da

eine solche Rente jedoeh noch nicht gewährt werde, sehe er
sich nach den Vorschriften der Krankenkasse außerstande,

den Versicherten arbeitsfähig zu schreiben, da dieser seine

alte Tätigkeit nicht mehr aufnehmen könne° Er verwies mich

an Herrn B 333 den Leiter der Knappschafts—Zahlstelle in

Castrop—Rauxelo Dieser erklärte mir9 daß.die Auffassung

des Dro ijjg;den Grundsätzen der Krankenkasse entspreche;"

Die Beklagte fragte mit Schreiben vom 12° August 1965 bei

dem Kläger an, ob er noch eine Tätigkeit verrichten wolle

oder einen Antrag auf GeWährung der Rente wegen Erwerbsun—

fähigkeit bei der KnaPpschaft gestellt habe° '

Der Kläger antwortete mit Schreiben vom 18„ August 1965:
_"Auf_lhr Schreiben vom 130801965 teile ich Ihnen mit, daßf

(ich zur Zeit wegen Arbeitsunfähigkeit noch am Krankfeiern

bin° ‘
_

Eine Tätigkeit werde ich nicht mehr aufnehmen° Zwecks Gewäh— '

rung einer Berufsunfähigkeitsrente habe.ich einen Antrag

bei der Ruhrknappschaft gestelltc". '
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Mit Bescheidvom3, Februar 1966lehnte die Beklagte den
Anspruch des Klägers auf Verletztengeld ab, Der Gesund—

heitszustand des Klägers sei unverändert geblieben, auch

‚eine vermehrte Behandlungsbedürftigkeit liege nicht vor°
SVon den Gutachtern werde lediglich ein Arbeitsplatzwechsel

'für erforderlich gehalteno Aus demGrubenverbot nach der
BVOSt könne keine Arbeitsunfähigkait im Sinne der Kran—
kenversicherung hergeleitet werden° Eine Wiedererkran—

kung an Unfallfolgen im Sinne des @ 562 Abs° 2 RVO könne

-schon deshalb nicht vorliegen, weil‚sich der Zustand des,
Klägers

vor und nach der Arbeitsaufgabe gar nicht unter—
scheide„ Selbst wenn man aber eine Wiedererkrankung an—

nehme, bestehe der Krankheitszustand für immer und sei

nicht behebbar, er beschränke sich daher nicht auf die

Zeit des Ausfeierns° Außerdem habe der Kläger zu er—7?*542

kennen gegeben, daß er eine Tätigkeit auch an anderen

zumutbaren Arbeitsplätzen nicht mehr aufnehmen wolle, er

stehe also dem allgemeinen Arbeitsmarkt gar nicht mehr ‘

zur Verfügunc° ‘ ' ‘ ' ’ "f ”'

‘Gegen den Bescheid hat der Kläger Klage vor dem Sozial—15T

gericht (SG) Dortmund erhoben, das mit Urteil vom
4

9° September 1966 den angefochtenen Bescheid der Beklag—
'ten

vom 3° Februar 1966 aufhob und die Beklagte verur—

teilt hat, dem Kläger ab 20° Juli 1965 Verletztengeld

zu gewähren und über die Dauer und Höhe des Verletzten—

geldes einen Bescheid zu erteilen, Bis zum 190 Juli 1965

hatte der Kläger nach den Feststellungen des SG noch
_

Arbeitsentgelt von seinem früheren Arbeitgeber erhalten°

Seit dem 10 April 1965 erhält er Knappschaftsrente wegen
Berufsunfähigkeito Die gegen das Urteil des SG von der

_
Beklagten eingelegte Berufung hat das Landeäsozialgericht

(LSG) Nordrhein—Westfalen mit Urteil vom 29„ April 1969
zurückgewiesen° Grundlage für den erhobenen Anspruch auf

Verletztengeld sei 5 562 Abso @ RVO° Der Kläger habe schon
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einmal vom 1° Oktober 1956 bis zum 25°
Öktober

1956 wegen
seiner Silikose arbeitsunfähig krankgefeiert, was die _

IBeklagte durch die Zuerkennung der Unfallvollrente für die—

sen Zeitraum berücksichtigt habe„ Daher liege eine'Wieder—
erkrankung im Sinne des @ 562 Abs° 2 EVO mit der Folge vor,
daß der Kläger das begehrte Verletztengeld erhalten mü$se°

Da das Verletztengeld aus der gesetzlichen Unfallversiche—

rung praktisch dem Krankengeld aus der Krankenversicherung

_’entspreché‚ seien die für den Krankengeldan8pruch entwickel-

ten Rechtégrundsätze anzuwenden° Der Kläger sei krank ge—

wesen, denn es habe ein regelwidriger Körperzustand besten—v

den der ärztlicher Behandlung bedurft habe, und er sei

' durch diesen Krankheitszustand auch als Schachtsteiger

arbeitsuhfähig gewesen° Nicht das Grubenverbot habe die
Arbeits■nfähigkeit in Sinne der Krankenversicherung be—

dingt, sondern_die sich verschlimmernde Silikose7 die beim

Kläger seit vielen Jahren vorhanden sei° Gegen das Urteil

hat das LSG die Revision zugelassen°

Mit der von der Beklagten eingelegten Revision macht diese
geltend, der behandelnde Arzt habe seine dem Kläger am '

‚20° April 1965 bescheinigte Arbeitsunfähigkeit damit be—
gründet, daß dieser seine bisherige Tätigkeit als Gruben—

-
steiger nicht mehr ausüben könne und nur noch für Übertage—

tätigkeiten einsatzfähig sei° Hieraus habe das LSG zu

Unrecht gefolgert, daß damit eine "Wiedererkrankung an Unfall—

folgen“ im Sinne des @ 562 Abs° 2 RVO vorliege° Das Unver—l
mögen des Klägers, seine bisherige Tätigkeit als Gruben— ':

steiger auszuüben‚ habe auf bergbehördlichen Vorschriften-

beruht; krankenversicherungsrechtliche Gesichtspunkte seien

für diese Feststellung nicht ausschlaggebend geweseno Be-
schäftigungen in staubgefährdeten Betriebsteilen seien
bereits bei fraglichen bis sicheren Staubveränderungen der
Lungen verböteno Es würden also sowohl Fälle erfaßt, bei

denen bloße Staubeinlagefungen ohne Krankheitswert fest—

_ 7 _
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-stellbar seien, aber auch solche, bei denen eine Quarz—

stauberkrankung anzuerkennen'sei° Das Verbot habe den
'Sinn, die Entstehung oder Versohlimmerung von

Berufe—‘t”Ü

krankheiten zu#erhindern° Eine Aussage über das Besteel
hen einer Arbeitsunfähigkeit im Sinne der Krankehver—_-w

sicherung—werdedamit nicht getroffen° DasBeschäfti—ffff
gungsterbot stimme mit seinem vorbeugenden Charakter ‘

“mit der Zielsetzung des © 3 BKVOüberein, In den Fällen
,-des 5>3_BKVO habe der Versicherungsträger mit Übergangs»"

leistungen und Maßnahmen der Berufsbilfe zu
helfen° Selbst '

wenn also, was hier nicht der Fall sei, die Voraussetzun— '

'gen einer Arbeitsunfähigkeit im Sinne der Krankenversi—

cherung vorliegen würden, müßten die Vorschriften der

BKVO, da sie ein spezielles Anliegen verfolgten, Vor—

rang haben° Auch der Grundsatz der zeitlichen Beschrän—

kung, der bei den nach @ 3 BKVO zu erbringenden Leistun—”

gen zu beachten sei, würde bei einer Zubilligung des

Verletztengeldes durchbrochen, da dann unter Umständen
Verlétztengeld uneingeschränkt bis zum Zeitpunkt der

Erwerbsunfähigkeit im Sinne der Rentenversicherung ge-
zahlt werden müßte und sich daher über Jahre erstrecken

könnte° Die Frage, ob der Kläger am 20° April 1965
_ ‘arbeitsunfähig geworden ist, könne nur danach beurf' ' ”

teilt werden, ob er aufgrund.seines Körperzustandes

noch in der Lage gewesen sei, seine vor dem 20° April

1965 ausgeübte Tätigkeit zu verrichten° Da nach den ärzt—

lichen Feststellungen im körperlichen Zustand des Klägers

zu diesem Zeitpunkt keine Veränderungen eingetreten waren,

hätte er, wäre das Grubenverbot nicht ausgesprochen
wor—;

den, seine bisherige Tätigkeit durchaus weiter aushben "

können°

Die Beklagte beantragt,

das angef00htene Urteil aufzuheben und den
Bescheid der Beklagten vom 3, Februar T966

wiederherzustellen; ;

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


hilfsweise,

die Streitsache zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an-die Vorinstanz zurückzuver—

weisen°

Der Kläger beantragt,

die Revision der Beklagten als unzulä831g

zu verwerfen,

hilfsweise,

sie als unbegründet zurückzuweisen°

Der Kläger hält die Urteile der Vorinstanzen für richtig°

II

Die Revision der Beklagten ist insofern begründet, als

das angefochtene Urteil aufgehoben und der Recht3streit
_

zu neuer Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückver—

wiesen wird° Zur Entscheidung des Rechtsstreits sind noch .

weitere Feststellungen erforderlich, die das Revisions—

gericht nicht treffen kann° '

Streitig ist, ob der Kläger Anspruch auf Verletztengeld

hat° Verletztengeld erhält ein Versicherter, solange er

infolge des Arbeitsunfalls arbeitsunfähig im Sinne der
._Krankenversichsrung ist und soweit er Arbeitsentgelt nicht

erhält (@ 560 Abs„ 1 Satz 1 RVG)° Arbeitsunfähig im Sinne

der Krankenversicherung ist ein Versicherter, der nach

seinem Gesundheitszustand nicht oder doch nur mit der Ge—

fahr, in absehbarer naher Zeit seinen Zustand zu ver—

schlimmern; fähig ist‚ seiner bisher ausgeübten Erwerbs—
tätigkeit oder einer ähnlich gearteten Tätigkeit nachzu—

gehen (EVA AN 1917; 642)° Da man wohl davon ausgehen kann,

daß der Kläger nach seinem Gesundheitszustand in der Lage

__9...
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wäre, seine bisherige Tätigkeit weiter auszuüben, könnte

im vorliegenden Fall Arbeitsunfähigkeit nur dann ange—
nommen werden, wenn er seine bisherige Tätigkeit nur

mit Gefahr'alsbaldiger‚ innerhalb weniger Monate eintre—

tender Ver30hlimmerung der Silikose weiter verrichten

könnte° Hierbei kommt es nur auf eine Verschlimmerung an,

die voraussichtlich dadurch eintreten würde, daß es bei

dem Kläger von dem Zeitpunkt an, in welchem er seine

Untertagetätigkeit aufgegeben hat, zu weiteren Staub-

einlagerungen_gekommen wäre, wenn er seine Tätigkeit

nicht aufgegeben hättea Dagegen ist eine Verschlimmerung,

die infolge einer Weiterentwicklung der bereits vorhan—

'denen Staubeinlagerungen eintreten würde, in diesem Zu—

sammenhang ohne Bedeutung° Würde eine Verschlimmerung in

dem hier in Betracht kommenden Sinne nicht innerhalb

weniger Monate eintreten, könnte keine Arbeitsunfähig-

'keit angenommen werden° Ist nach diesen Grundsätzen Ar—

beitsunfähigkeit anzunehmen, so kann der Kläger nach $ 562

Abs° 2 EVO Anspruch auf Verletztengeld neben der Ver-

letztenrente haben„ Der Senat neigt zu der Auffassung,

daß das Verletztengeld dann, wie sich mittelbar aus

5 580 Abs° 1 BVD mit genügender Deutlichkeit ergibt,
allenfalls bis zu 78 Wochen zu zahlen wäre„

“Im vorliegenden Fall war der Verletzte zunächst vom

140 Mai bis zum 12° Juni 1956 wegen Silikose arbeitsun—

„fähig; erst später, vom 13° Juni 1956 an, wurde ihm ‘
iVerletztenrente gezahlto Der Ümstand, daß ihm im Jahre

'1956 Verletzten— oder Krankengeld nach dem Beginn der

Silikose tatsächlich nicht gewährt wurde, weil sein Ge—

halt weitergezahlt wurde, steht der Anwendung des @ 562

Abs° 2 EVO ebensowenig entgegen wie der Umstand, daß der

Beginn der Silikose und die Zeit der ersten Arbeitsum—

fähigkeit noch unter der Herrschaft des alten Rechts lagen°

— 10 f
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Wenn der Kläger unter der Herrschaft der durch das UVNG

geänderten Vorschriften der BVG nunmehr wiederholt arbeits—

unfähig krank wird, richtet sieh sein Anspruch auf Ver—

letztengeld trotzdem nach 5 562 Abs° 2 RVO°

Der Umstand, daß die Beklagte oder — was dem grundsätzlich

gleichzubewerten ist — hier—die Bergbehörde angeordnet hat,

der Kläger müsse die Untertagetätigkeit aufgeben, hat für
die Frage, ob Verletztengeld zu gewähren ist, keine Bedeu-

tung° Insoweit sind die in der knappschaftlichen Rentenvér—

sicherung geltenden Grundsätze, nach welchen in solchen “

Fällen verminderte bergmännische Berufsfähigkeit oder Be—
'-rufsunfähigkeit anzunehmen ist, nicht anzuwenden, Denn

anders als in dem Recht der knappschaftlichen Rentenver—
sicherung ist für diesen Fall im Recht der gesetzlichen Un—
fallversicherung eine besondere Leistung, nämlich die Über—

gangsleistung nach @5 der 30 BKVO (@ 3 der 7, BKVO) vorge—
sehen° Diese Vorschriften sind spezielle Vorschriften, die

die Gewährung anderer vorübergehender Leistungen — nicht
'dagegen Rentenleistungen — ausschließen° Allerdings werden

von dieser Speziellen Regelung nur die Fälle erfaßt, in

denen Arbeitsunfähigkeit im Sinne der Krankenversicherung
nicht vorliegt; in den Fällen, in denen Arbeitsunfähigkeit

im Sinne der Krankenversicherdng vorliegt, ist Verletzten—

geld zu gewähren, dagegen keine Übergangsleistungen im Sinne

dieser Vorschriften° Für die Annahme, daß in © 5 der 30

BKVO nur die Fälle geregelt sind, in denen der Versicherte
nicht krank im Sinne der Vorschriften der gesetzlichen

'Krankenversicherung ist, spricht vor allem, daß in dieser

Vorschrift ausdrücklich die Gewährung von Krankenpflege

vorgeschrieben ist, Eine solche Vorschrift wäre aber für

die Fälle, in denen Arbeitsunfähigkeit im Sinne der Kranken—

versieherung vorliegt, überflüssig°
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'9 5 der 3° BKVO enthält zwar im Gegensatz zu 5 3 der
7° BKVO nur eine Soll— und keine-Mußvorschrift° Diese

Unterscheidung-hat jedoch in der Praxis keine entschei—

dende Bedeutung, Eine Behörde, die nach einer Rechtsvor—

schrift unter bestimmten Voraussetzungen etwas tun "soll",

muß dies tun, wenn sie nicht dartun kann, welcher beson—

dere Umstand ein Abweichen von der Regel rechtfertigt°
‚Die Gerichte können naChprüfen, ob ein solcher Umstand

ein atypischer im Sinne-des Gesetzes ist° In typischen

Fällen ist daher das "Soll" einer Rechtsvorschrift dem

"Muß" gleichzubewerten (vgl° BVerwG in ZBR 1967, 147)°

Das LSG wird zu prüfen haben, ob der Kläger seit dem

Zeitpunkt, in welchem er die Untertagetätigkeit aufge—

geben hat — ohne Rücksicht auf die Anordnung der Berghe—

hörde — im Sinne des Rechts der gesetzlichen Krankenver—

sicherung arbeitsunfähig ist° Da er durch seinen Gesund—
} heitszustand wohl kaum gehindert ist, seine bisherige

Untertagetätigkeit weiter zu verrichten, wird das LSG

vor allem zu prüfen haben, ob die Gefahr einer alsbaldigen

Verschlimmerung der Krankheit oder ob lediglich die Gefahr“

einer in einem späteren Zeitpunkt eintretenden Verschlim—

merung anzunehmen ist, Ist weder das eine noch das andere

_feststellbar, so steht dem Kläger ein Anspruch auf Ver—
letztengeld nicht zu, weil nach den Grundsätzen der ob—

jektiven Beweislast die Nichterweisbarkeit der Voraus-

setzungen eines AnSpruchs zu Lasten dessen geht, der
‚diesen Anspruch geltend macht, doh. hier zu Lasten des

._-12'-
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'Klägerso Dann aber könnte ihm ein Ansprüch auf Übergangs— —
leistungen nach @ 5 der 3° BKVO zustehen„
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